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Die ÖAR bedankt sich für die Möglichkeit, zu o.a. Verordnungsentwurf Stellung zu nehmen und erlaubt sich folgende Überlegungen einzubringen:

Allgemeines
Die Absicht, die Ärzteausbildung in Österreich einer Reform zu unterziehen, um damit zeitgemäßen Anforderungen an die medizinische Versorgung und Betreuung der Bevölkerung Rechnung zu tragen, wird ausdrücklich begrüßt; ebenso die explizite Einbeziehung der Inhalte menschenrechtlicher Verträge bei der Berufsausbildung der Ärztinnen und Ärzte - im Speziellen auch der UN-BRK. 

Internationale Aspekte
Österreich hat im Jahr 2008 die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ratifiziert. In Artikel 25 wird das Recht behinderter Menschen auf den Genuss des erreichbaren Höchstmaßes an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung festgeschrieben.
Diese Regelung wiederholt und bekräftigt die bereits für Jedermann aufgestellten Regelungen des Artikels 12 des Internationalen Paktes über Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte, des Artikels 24 der UN-Kinderrechtskonvention und des Artikels 12 der UN-Frauenrechtskonvention.
Im Rahmen dieser Gesundheitssorge ist durch geeignete Maßnahmen zu gewährleisten, dass alle Menschen mit Behinderungen Zugang zu Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher Rehabilitation, die die unterschiedlichen Bedürfnisse von Frauen und Männern berücksichtigen, haben.
Zur Erfüllung dieses normierten Menschenrechtes, ist es unabdingbar, dass in allen Aus-, Fort- und Weiterbildungsprogrammen in den Gesundheitsberufen, so auch die der Ärzte und Ärztinnen, das Bewusstsein für die Anliegen von Menschen mit Behinderungen geschaffen wird und somit der Grundstein für ein barrierefreies, nicht diskriminierendes Gesundheitswesen auch für Menschen mit Behinderungen geschaffen wird. 

Anforderungen des Nationalen Aktionsplans Behinderung
Diese Forderung nach einem barrierefreien und nicht diskriminierenden Gesundheitswesen unterstreicht auch der Nationale Aktionsplan Behinderung 2012 – 2020, die Strategie der Österreichischen Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. So legt er in seiner Zielsetzung zu Gesundheit und Rehabilitation fest, dass bis zum Jahr 2020 im gesamten Gesundheitswesen umfassende Barrierefreiheit hergestellt sein soll. Im Einzelnen zählen dazu Maßnahme 210, die die Aus- und Fortbildung sowie Schulung des ärztlichen und des Pflegepersonals betreffend notwendige Bedürfnisse behinderter Menschen festlegt sowie Maßnahme 211, die Gebärdensprachkurse bzw. Ausbildung gebärdensprachkompetenter Ärztinnen und Ärzte, um gehörlosen Menschen vertrauliche Gespräche mit der Ärzteschaft zu ermöglichen.

Legistische Vorschläge

Ad § 4:
Die ÖAR ersucht, Menschen mit Behinderungen ebenfalls im ersten Satz des § 4 zu erwähnen und schlägt folgende Formulierung vor:
„Im Rahmen der ärztlichen Ausbildung soll eine geistige Grundhaltung der Achtung vor dem Leben, der Würde und den Grundrechten jedes Menschen, ungeachtet der Nationalität, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion, der Hautfarbe, des Alters, der Behinderung, des Geschlechts, der sexuellen Orientierung, der Sprache, der politischen Einstellung und der sozialen Zugehörigkeit vermittelt werden.“
So kann nicht der Eindruck entstehen, dass die Sensibilisierung nur in Kontext der Gewalterfahrungen beziehungsweise des Menschenhandels erfolgen soll.

Ad Erläuterungen zu § 4:
Die Formulierung „Sensibilisierung für besondere Bedürfnisse“ lässt vermuten, dass Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen besondere sind. Die ÖAR möchte darauf hinweisen, die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen nicht "besonders“ sind , sondern genauso vielfältig wie die nichtbehinderter Menschen auch. Dem Anspruch auf Barrierefreiheit liegt kein besonderes Bedürfnis zugrunde, sondern die Notwendigkeit und das Recht von Menschen mit Behinderungen, ungehindert und selbstbestimmt an der Gesellschaft teilhaben zu können.
Daher ersucht die ÖAR den Satz wie folgt umzuändern:
„Die Verpflichtung, die berufliche Aufgabe nach bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen, verlangt auch eine Sensibilisierung für die Bedürfnisse und Rechte benachteiligter oder der Gewalt ausgesetzter Menschen, wie insbesondere Kinder, Frauen, Menschen mit Behinderungen, oder Betroffene von Menschenhandel sowie entsprechend Sorge für Patientinnen und Patienten, die Belastungen durch Missbrauch jeglicher Art oder Abhängigkeitsverhältnisse ausgesetzt sind, zu tragen“
Zur näheren Bestimmung der menschenrechtlichen Ansprüche von Menschen mit Behinderungen ersucht die ÖAR überdies, die wesentlichen Grundprinzipien der UN-BRK in den Erläuterungen aufzunehmen und diese wie folgt zu ergänzen:
„Weiter ist dafür auch das Wissen um das Soziale Modell von Behinderung, umfassende Barrierefreiheit, Nichtdiskriminierung, die Bedeutung der Selbstbestimmung sowie Unterstütze Entscheidungsfindung für Menschen mit Behinderungen erforderlich.“


Ad § 6 (2) Z 1.:
Die ÖAR ersucht, im Abs. (2) Z. 1. folgende Ergänzung einzufügen:
„Der Inhalt der Basisausbildung bezieht sich auf 
1. die gemäß dem aktuellen Stand der Wissenschaft häufigsten Krankheiten und deren Symptomenkomplexe, Behinderungsformen und die damit im Zusammenhang stehenden Probleme, die Betreuung der zugewiesenen Patientinnen/Patienten von der Aufnahme bis zur Entlassung unter abnehmendem Grad der Anleitung und Aufsicht.“
Dazu merkt die ÖAR an:
[bookmark: _GoBack]Im Rahmen dieser neunmonatigen Ausbildung soll auch Wissen zu den mit den verschiedenen Behinderungsformen im Zusammenhang stehenden Gesundheitsproblemen vermittelt werden, damit die Auswirkung der Grundbehinderung auf das akute Gesundheitsproblem adäquat Berücksichtigung findet und andererseits auch nicht die Akuterkrankung vorschnell einer vorhandenen Behinderung zugeordnet wird und damit eventuell erforderliche Untersuchungen unterbleiben. 
Ad § 9 (4):
Die ÖAR begrüßt ausdrücklich die Möglichkeit, jedenfalls im Rahmen der Ausbildung eine Supervision samt Möglichkeit zur Selbstreflexion zu erhalten. Diese soll auch dazu dienen, die Grundhaltung zu Menschen mit Behinderungen, wie sie die UN-BRK bestimmt, zu verfestigen.
Ad § 10 (1) Z. 10 und § 16 Z. 8:
Die Aufnahme der spezifischen Betreuungserfordernisse der Menschen mit Behinderungen in die Zielformulierungen der § 10 Abs. 1 Z. 10 und § 16 Z. 8 zur Umsetzung wird ausdrücklich begrüßt.

Ad Anlage 1
Allgemeinmedizin
B. Fachgebiete und Ausbildungsdauer

Die in Punkt A. dieser Anlage beschriebene Aufgabe der allgemeinmedizinischen Betreuung behinderter, chronisch kranker und alter Menschen durch Ärzte der Allgemeinmedizin, erfordert auch reflektierte Erfahrungen im Umgang mit Menschen mit Behinderungen im Sinne der UN-BRK.

Aktuelle Herausforderungen
In die gesamtheitliche Betrachtung des Menschen als Individuum ist es auch im medizinischen Kontext für alle Berufsgruppen notwendig, den Einzelnen durch eine ressourcenorientierte Einstellung nach dem sozialen Modell von Behinderung zu beraten und zu begleiten.
Viele Krankenhäuser sind nicht auf die Behandlung von Menschen mit Behinderungen eingerichtet. Dies gilt sowohl für Menschen mit Körperbehinderungen im Rollstuhl, wenn die Räume nicht barrierefrei zugänglich und nutzbar sind, für sinnesbehinderte Menschen, aber auch für die Behandlung von Menschen mit Lernschwierigkeiten oder psychisch beeinträchtigten Menschen.
Umfassende Barrierefreiheit im Gesundheitsbereich bedeutet:
Menschen mit Behinderungen haben einen eigenständigen und selbstbestimmten Zugang zu allen Gesundheitseinrichtungen und können diese auch uneingeschränkt nutzen.
Folgende Dimensionen von Barrierefreiheit sind in diesem Zusammenhang zu beachten:
· soziale Barrierefreiheit betrifft die Einstellungen und Haltungen, welche Teilhabe/Partizipation unterstützen und damit Inklusion bewirken;
· physische Barrierefreiheit ermöglicht umfassende Mobilität durch den hindernisfreien Zugang (inklusive Benutzbarkeit) zur physischen Umwelt;
· kommunikative Barrierefreiheit verwendet nicht nur das gesprochene oder geschriebene Wort und ermöglicht damit Kommunikation (z.B. Lormen, Gebärdensprache, Braille, Piktogramme, auditive Description, unterstützte Kommunikation, Schriftdolmetsch und induktives Hören);
· intellektuelle Barrierefreiheit bedeutet Kommunikation in nachvollziehbarer und einfacher Sprache und unterstützt z.B. Piktogramme, unterstützte Kommunikation;
· institutionelle Barrierefreiheit bedeutet, dass es inklusive Strukturen in allen Lebensbereichen gibt.
Die Erfüllung der Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen nach adäquater Versorgung, die mit einem deutlichen Mehraufwand - zeitlich und finanziell - verbunden sein kann, ist derzeit sowohl fachlich als auch strukturell nicht umfassend möglich. Dies gilt sowohl im ambulanten wie im stationären Sektor. Das bisher schon nicht ausreichende Angebot wird zudem durch bisher schon erfolgte und auch in Zukunft zunehmende, massive Kosteneinsparungen im Gesundheitsbereich bedroht.

Anforderungen an die Ausbildung
Die ÖAR begrüßt, dass die Empfehlungen aus dem Bericht der parlamentarischen Enquete-Kommission „Würde am Ende des Lebens“ zu Aus- und Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten, die ausgehend von den bisherigen Ausbildungsmöglichkeiten, eine spezifische palliativmedizinische Ausbildung für alle in Betracht kommenden Ärzte fordern, in die Novelle eingeflossen sind.
Die Zahl der Menschen mit Behinderungen nimmt weltweit zu. Circa 20 Prozent der Menschen einer Gesellschaft sind von einer Behinderung betroffen sind.
Um somit diesem erheblichen Bevölkerungsanteil gerecht zu werden, ist das Wissen um grundlegende Ansprüche und das notwendige Verständnis für die unterschiedlichsten Probleme der Patientinnen und Patienten im Zusammenhang mit Behinderungen eine wichtige Rahmenbedingung, um den Beruf des Arztes verantwortungsvoll ausüben zu können. Dies ist erforderlich, um ärztliche Betreuung für alle Menschen zugänglich zu machen.
Nur das Wissen der Ärtzinnen und Ärzte um die erforderliche umfassende Barrierefreiheit im baulichen Sinn (insbesondere aber auch an die medizinischen Geräte), in der Kommunikation usw. wird bewirken, dass medizinische Angebote für alle erreichbar und nutzbar angeboten werden.
Im Sinne einer verbesserten „health literacy“ ist die Anwendung einer einfachen und leichtverständlichen Sprache für Menschen mit Lernschwierigkeiten von besonderer Bedeutung.
An Ärzte wird in immer höherem Maße die Anforderung gestellt, Menschen auch bei komplexen Gesundheitsproblemen kompetent zu beraten und zu begleiten. Dies erfordert bereits in der Ausbildung - auch mit Hilfe von Supervision - eine UN-Konventionskonforme Grundhaltung zu Menschen mit Behinderungen zu verfestigen. 
Die medizinische Behandlung erfolgt derzeit gemäß anerkannter fachlicher Standards der Medizin. Diese orientieren sich an dem theoretischen Modell einer Standardpatientin oder eines Standardpatienten, welchem ein immer geringerer Anteil der PatientInnen entspricht. So sehr standardisierte Behandlungen dazu beigetragen haben, die Lebenserwartung der Bevölkerung zu erhöhen, so wenig sind sie geeignet, die optimale Versorgung, Betreuung und Behandlung von Einzelpersonen zu gewährleisten, die diesem standardisierten PatientInnen–Modell nicht entsprechen.
Sensibilisierung für diese Anliegen bereits bei der Ausbildung wird dazu führen, die medizinische Versorgung von Menschen mit Behinderungen zu optimieren und einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung des Gesundheitssystems im Allgemeinen liefern.
Ein besonderer Schwerpunkt sollte in der Ausbildung auch die Vermittlung von Wissen über Inklusion, Selbstbestimmung und Personenzentrierung bilden.
Darüber hinaus empfiehlt die ÖAR, dass im Rahmen der Ausbildung supervidierte Erfahrungen im Umgang mit Menschen mit Behinderungen erworben werden sollen, um Ärztinnen und Ärzten Berührungsängste zu nehmen.
In Schulungsmaßnahmen müssen jedenfalls Menschen mit Behinderungen selbst eingebunden werden.
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